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 Verkehrssicherungspflicht im Wald  - eigene Gefahr 
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Schulrecht
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Den Lehrern obliegt die Amtspflicht gegenüber den ihnen anvertrauten Schülern, jene vor Schäden zu 
bewahren. Das gilt etwa auch für die Schulausflüge. Diese Aufsichtspflichten bestehen unter bestimmten 
Voraussetzungen aber auch gegenüber Dritten: Geschützt sind alle diejenigen Personen, auf die sich das zu 
beaufsichtigende Verhalten der Schüler auswirken kann, also etwa Verkehrsteilnehmer, die durch Spiele, 
sportliche Betätigungen oder ähnliches Verhalten der Schüler gefährdet werden. In gleicher Weise haben auch 
Erzieherinnen einer Kindertagesstätte Aufsichtspflichten gegenüber den zu betreuenden Kindern.
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https://hausdeswaldes.forstbw.de
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§ 2 Abs.1 (1) Kraft Gesetzes sind versichert  

§§ 2, 104 bis 106 SGB VII 

Die gesetzlichen Grundlagen der Unfallversicherung sind im Sozialgesetzbuch VII 
normiert. Schüler sind während des Besuchs von allgemeinbildenden oder berufsbildenden 
Schulen gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 8b) SGB VII gesetzlich unfallversichert. Ansprüche gegen den 
Schulträger als Dienstherr der Lehrer sind den Beschränkungen der §§ 104, 105, 106 SGB VII 
unterworfen. Schadenersatzansprüche kommen danach nur in Betracht, wenn der 
Versicherungsfall vorsätzlich herbeigeführt worden ist. 
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Zum Zweck der Erholung

Aus E. Endres, Kommentar zu BWaldG (2022) § 14 Rn. 10:

- 429 -

- 430 -

….Probleme in diesem Zusammenhang bereitet die Einordnung von waldpädagogischen Veranstaltungen. 

Zwar dienen diese zu einem gewissen Teil sicher auch der Erholung ihrer Teilnehmer. Ihr eigentlicher 

Zweck liegt aber in der Bildung und Erziehung; bei entgeltlichen Veranstaltungen kommen noch

die kommerziellen Interessen des Pädagogen, Veranstalters oder Trägers hinzu. In der Gesamtschau liegt 

es daher nahe, Veranstaltungen mit „waldpädagogischen Inhalten“ vom allgemeinen Betretungsrecht 

auszuschließen, da der Zweck Bildung/Erziehung i. d. R. im Vordergrund stehen dürfte und nicht die 

Erholung. Etwas Anderes wird man für „Walderlebnisveranstaltungen“ annehmen dürfen, bei denen nicht 

der Bildungszweck, sondern der Erholungszweck im Vordergrund steht. Die Übergänge zwischen beiden 

Veranstaltungsarten dürften fließend sein; im Zweifel ist auf den inhaltlichen Schwerpunkt abzustellen. 
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Gesetzliche Haftung für Schäden, §§ 823 ff.

Verschuldenshaftung Gefährdungshaftung
 

Verschuldetes 
Unrecht

Vermutetes 
Verschulden

Ohne Verschulden

Kap.18: Gesetzliche Haftung aus unerlaubter 
Handlung - Verkehrssicherungspflicht
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Die Verkehrssicherungspflicht 

• im Wald
 

• für Waldbäume
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1. Grundsätze und ständige Rechtsprechung des BGH

 Aus der Haftungsnorm § 823 Abs.1 BGB 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die Freiheit, 

das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, ist dem 

anderen zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 

folgt:

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs ist derjenige, 
der eine Gefahrenlage - gleich welcher Art- schafft, grundsätzlich 
verpflichtet, die notwendigen und zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, 
um eine Schädigung anderer möglichst zu verhindern. Die rechtlich 
gebotene Verkehrssicherung umfasst diejenigen Maßnahmen, die ein 
umsichtiger und verständiger, in vernünftigen Grenzen vorsichtiger 
Mensch für notwendig und ausreichend hält, um andere  vor Schäden 
zu bewahren. Verkehrssicherungspflichtig ist auch derjenige, der in 
seinem Verantwortungsbereich eine eingetretene Gefahrenlage 
andauern lässt (zuletzt Urteil vom 2. Oktober 2012 -,VI ZR 311/11 )
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aber !!!:
..nicht jeder abstrakten Gefahr  (kann) vorbeugend begegnet werden. 
Ein allgemeines Verbot, andere nicht zu gefährden, wäre utopisch. 
Eine Verkehrssicherung, die jede Schädigung ausschließt, ist im 
praktischen Leben nicht erreichbar. (…) Der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt ist genügt, wenn im Ergebnis derjenige Sicherheitsgrad 
erreicht ist, den die in dem entsprechenden Bereich herrschende 
Verkehrsauffassung für erforderlich hält. Daher reicht es 
anerkanntermaßen aus, diejenigen Sicherheitsvorkehrungen zu 
treffen, die ein verständiger, umsichtiger, vorsichtiger und 
gewissenhafter Angehöriger der betroffenen Verkehrskreise für 
ausreichend halten darf, um andere Personen vor Schäden zu 
bewahren, und die den Umständen nach zuzumuten sind.
Kommt es in Fällen, in denen hiernach keine Schutzmaßnahmen 
getroffen werden mussten, weil eine Gefährdung anderer zwar nicht 
völlig ausgeschlossen, aber nur unter besonders eigenartigen und 
entfernter liegenden Umständen zu befürchten war, ausnahmsweise 
doch einmal zu einem Schaden, so muss der Geschädigte so hart 
dies im Einzelfall sein mag, den Schaden selbst tragen. 
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2. Welche Verkehrsauffassung allgemein gilt im  Wald?

a. Nach § 14 Abs.1 BWaldG und den allen LWaldG erfolgt die Benutzung des 
Waldes auf eigene Gefahr. 

§ 14 Betreten des Waldes

(1)(…) Die Benutzung geschieht auf eigene Gefahr.

b. Hieraus ergibt sich, dass der Waldbesitzer grundsätzlich nur für atypische 
Gefahren, nicht aber für waldtypische Gefahren haftet.

.. Dies gilt insbesondere für waldtypische Gefahren.

Beispiel LWaldGBbg:
§ 14 Haftung
Wer von den Benutzungsrechten nach diesem Gesetz Gebrauch macht, handelt auf eigene Gefahr. Die 
Waldbesitzer haften insbesondere nicht für 
• natur- oder waldtypische Gefahren durch Bäume,
• natur- oder waldtypische Gefahren durch den Zustand von Wegen,
• aus der Bewirtschaftung der Flächen entstehende typische Gefahren, 
• Gefahren, die dadurch entstehen, dass Wald in der Zeit von eineinhalb Stunden nach Sonnenuntergang bis 
eineinhalb Stunden vor Sonnenaufgang (Nachtzeit) betreten wird,

•bei der Ausübung von Betretensrechten sonstige schlechte Sichtverhältnisse nicht berücksichtigt werden, 
sowie für Gefahren außerhalb von Wegen, die natur- oder waldtypisch sind oder durch Eingriffe in den Wald 
oder durch den Zustand von Anlagen entstehen, insbesondere durch Bodenerkundungsschächte, Gruben und 
Rohrdurchlässe.
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3. Bedeutung der Unterscheidung waldtypische – 
atypische Gefahren

a. Unterscheidung gilt sowohl für Gefahren im Bestand als auch auf den 
Waldwegen.

b. Typische Gefahren des Waldes sind solche, „die sich aus der Natur oder 
der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung des Waldes unter Beachtung der 
jeweiligen Zweckbestimmung ergeben. Sie umfassen die Gefahren, die 
von lebenden oder toten Bäumen ausgehen( z.B. herabhängende Äste 
oder mangelnde Stand- oder Bruchfestigkeit von Bäumen)

c. Atypischen Gefahren „sind alle nicht durch die Natur oder durch die Art 
der Bewirtschaftung mehr oder weniger zwangsläufig vorgegebenen 
Zustände, insbesondere vom Waldbesitzer geschaffene oder geduldete 
Gefahren, die ein Waldbesucher nicht oder nicht rechtszeitig erkennen 
kann und auf die er sich nicht einzurichten vermag, weil er nicht mit 
ihnen rechnen muss“ zu verstehen (z.B. Hindernisse, die einen Waldweg 
versperren oder nicht gesicherte Holzstapel)
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4. Welchen Einfluss hat die Verkehrswichtigkeit und 
Verkehrshäufigkeit eines Waldweges?

(…) Eine Ausnahme von dem Grundsatz, dass der Waldbesitzer nicht für 
waldtypische Gefahren an Waldwegen verantwortlich ist, kommt entgegen der  
vom Berufungsgericht und Teilen der Rechtsprechung und Literatur vertretenen  
Ansicht nicht bereits dann in Betracht, wenn diese stark frequentiert werden. 
(…) Nach der gesetzlichen Risikoverteilung (25 Abs.5 Satz1 LWaldG SL)
ist auch eine auf stark frequentierte Waldwege beschränkte 
Verkehrssicherungspflicht des Waldbesitzers hinsichtlich waldtypischer 
Gefahren grundsätzlich nicht gegeben. Dies gilt ungeachtet der Tatsache, 
dass die Waldnutzung im Verlauf der Jahre zugenommen hat (vgl. Orf, RdL 
2008, 281, 284 f.; ders., RdL 2008, 311f.). Auch an stark frequentierten 
Waldwegen werden die Haftungsrisiken relevant, die nach den gesetzlichen 
Vorschriften der Waldbesucher tragen soll. Gegen eine vom Grad der 
Frequentierung abhängige Verkehrssicherungspflicht sprechen auch praktische 
Erwägungen. Eine solche Verkehrssicherungspflicht würde zu 
erheblicher Rechtsunsicherheit führen. Unter welchen Voraussetzungen 
eine starke Frequentierung anzunehmen ist, kann abstrakt nicht mit 
hinreichender Zuverlässigkeit beschrieben werden. Hinzu kommt, dass die 
Frage, welche Sicherungsmaßnahmen gegebenenfalls erforderlich sein sollen, 
nicht allgemein, sondern nur für den jeweiligen Einzelfall beantwortet werden 
kann.
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5. Müssen Waldbesitzer Baumkontrollen an stark 
frequentierten Waldwegen durchführen oder Totholz 
beseitigen? Sind dabei Ausschilderungen z.B. durch 
Kommunen von Bedeutung?

Baumkontrollen wie bei Straßenbäumen sind dem Waldbesitzer 
auch an  stark frequentierten Waldwegen nicht zuzumuten. Sie 
sind nicht mit einer allgemeinen Überprüfung häufig genutzter 
Waldwege, die ein Waldbesitzer etwa nach einem Sturm zur 
Schadensfeststellung durchführen mag, zu vergleichen. 
Auch als Kehrseite der Bewirtschaftung ist es dem Waldbesitzer 
nicht zumutbar, ihm neben seiner mit der Betretungsbefugnis des 
Waldbesuchers verbundenen Duldungspflicht noch entsprechende 
Verkehrssicherungspflichten aufzuerlegen Dass der Waldbesucher 
die waldtypischen Gefahren selbst tragen muss, ist gleichsam der 
Preis für die eingeräumte Betretungsbefugnis.

Ein Waldbesitzer ist im Rahmen seiner 
VERKEHRSSICHERUNGSPFLICHT nicht gehalten, abgestorbene 
Bäume in der Nähe von Wanderwegen auf ihre Umsturzgefahr zu 
untersuchen, wenn nicht besondere Anhaltspunkte für eine 
zeitliche nahe Gefahrverwirklichung  vorliegen (LG Braunschweig 
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6. Gelten erhöhte Verkehrssicherungspflichten im 
ausgewiesenen Erholungswald?

• nach überwiegender Ansicht : nein

• vertreten wird in der Lit. auch:
Der Waldbesitzer hat für die Bäume entlang der Wege im Erholungswald 
nur eine begrenzte Baumkontroll- und Sicherungspflicht. Ihm ist 
grundsätzlich nur eine Sichtkontrolle vom Boden aus zuzumuten und die 
Fällung von Bäumen nur bei Vorliegen einer akuten Bruchgefahr, die vom 
Waldbesucher nicht erkannt werden kann und vor der er sich nicht - in 
ebenfalls zumutbarer Weise - schützen kann. Baumpflegearbeiten, 
Kronensicherungen und das Entfernen von Totholz aus Bäumen an 
Waldwegen sind auch im Erholungswald in der Regel unzumutbar.
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7. Verkehrssicherungspflicht an Parkplätzen im Wald

Der Waldbesitzer ist für Parkplätze im Wald verkehrssicherungspflichtig 
und muss den Benutzern ein gefahrloses Parken ermöglichen. Das 
bedeutet, dass an Parkplätzen eine erhöhte Verkehrssicherungspflicht 
besteht. Der Parkplatzbenutzer erwartet, dass er durch die umstehenden 
Bäume nicht zu Schaden kommt. Allerdings sind dieser Verkehrserwartung 
ebenfalls Grenzen durch die Eigenart des Waldes gesetzt. Wer bei Sturm 
seinen Pkw auf einem Waldparkplatz abstellt, muss sich im Schadensfall 
eventuell ein Mitverschulden anrechnen lassen. Das gilt hinsichtlich 
ausgewiesener Parkplätze im Wald.
Anders ist die Rechtslage, wenn im Wald oder am Waldrand auf nicht als 
Parkplatz ausgewiesenen Flächen geparkt wird. 
Hierzu OLG Koblenz :
"Wer seinen Pkw im Walde abseits der öffentlichen Straßen und 

Parkplätze parkt, handelt grundsätzlich verbotswidrig und auf eigene 

Gefahr.

Die Kenntnis des Waldeigentümers von der missbräuchlichen Nutzung 

seines Waldes durch parkenden Ausflugsverkehr begründet grundsätzlich 

keine besondere Verkehrssicherungspflicht mit der Folge gezielter 

Baumuntersuchungen auf Abbruch- und Umsturzgefahr in diesem 

Waldbereich."
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8. Verkehrssicherungspflicht für Bäume an öffentlichen 
Straßen 
Verkehrssicherheit ist für Waldbäume  notwendig. Die Rechtsprechung verlangt hierzu eine sorgfältige äußere 
Besichtigung, die der Gesundheits- und Zustandsprüfung des Baumes dient. Diese Sichtkontrolle erfolgt 
grundsätzlich vom Boden aus. Erst wenn sich im Rahmen der Sichtkontrolle besonders verdächtige Umstände 
zeigen, ist eine eingehend fachmännische Untersuchung notwendig. Die FLL-Baumkontrollrichtlinie gibt einen 
Überblick, worauf bei den Regelkontrollen insbesondere zu achten ist. 

Häufigkeit der Baumkontrollen
Der BGH hat sich in seinen Entscheidungen nicht auf ein bestimmtes Kontrollintervall festgelegt. Er weist darauf 
hin, dass es sich auch bei der Frage der Häufigkeit der Baum- kontrollen jeweils um eine Einzelfallentscheidung 
handelt. 
Aus Gründen der Rechtssicherheit und der derzeit nicht gefestigten Rechtsprechung empfehlen die 
Landesbetriebe zweimal jährlich Kontrollen entlang öffentlicher Straßen durchzuführen. Diese sind für 
grössere Bestände/Bestandesränder in ihrer Ausführung praktikabel und wenig fehleranfällig. Differenzierte 
Kontrollintervalle nach der FLL-Baumkontrollrichtlinie können sich hingegen bei kleineren sowie überschaubaren 
Beständen anbieten. Bei der Festlegungen, welchem Zeitintervall der Baum/ Baumbestand unterliegt, bedarf es 
einer ausführlichen Dokumentation. 

Beweislast, Dokumentation und Versicherung 
Grundsätzlich obliegt es dem Geschädigten, die schuldhafte Pflichtverletzung des Schädigers nachzuweisen. Im 
Rahmen der Verkehrssicherungspflichtverletzung gilt jedoch der Anscheinsbeweis. Praktisch bedeutet dies, 
dass der Geschädigte nur eine mangelhafte Kontrolle des Waldbesitzers behaupten muss. Der Waldbesitzer 
seinerseits muss diesen Anschein erschüttern, wenn er dem Schadensersatzanspruch entgehen will. 
Daher ist es wichtig, dass die ordnungsgemäße Durchführung der Baumkontrollen nachweisbar dokumentiert 
wird. Werden Schadensfälle angezeigt, sollte stets das Beweismaterial, wie abgebrochene Stämme und Äste, 
gesichert werden (entsprechende Aufbewahrung, Fotos erstellen), um sich nicht dem Vorwurf der 
Beweisvereitelung auszusetzen. 

Quelle: Anna Sense, Sabine BachVerkehrssicherungspflicht im und am Wald 

http://www.waldwissen.net/waldwirtschaft/fuehrung/recht/sbs_verkehrssicherung/index_DE

http://www.waldwissen.net/waldwirtschaft/fuehrung/recht/sbs_verkehrssicherung/sbs_verkehrssicherungspflicht_fll
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Kein Schadenersatz bei umstürzendem Baum im Wald

1. Der Gesetzgeber hat eine, in allen Bundesländern ähnlich geregelte, Differenzierung zwischen waldtypischen und 

waldatypischen Gefahren vorgenommen und den Waldeigentümer von der Haftung für waldtypische Gefahren befreit, 

unabhängig davon ob es sich um einen privaten oder einen öffentlich-rechtlichen Eigentümer handelt. 

2. Es entspricht der herrschenden Meinung, dass sich die Haftungsfreiheit des Waldeigentümers für waldtypische Gefahren 

auch auf Wanderwege  bezieht. 

3. Zu den waldtypischen Gefahren, für die ein Waldeigentümer nicht einstehen muss, gehören solche Gefahren, die von 

lebenden oder toten Bäumen ausgehen, also deren mangelnde Stand- oder Bruchfestigkeit. 

4. Die Grundsätze für die Verkehrssicherung von Straßenbäumen sind auf Waldwege nicht übertragbar.

    OLG Naumburg, Beschluss vom 15.12.2020 – 2 U 66/20

Dazu gibt es eine Anmerkung:

In Recht der Landwirtschaft (RdL 03/04 2024 Seite 86 ff.
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9. Erhöhte Sicherungspflichten 

durch Eröffnung eines gelenkten Verkehrs bei 

• Wegeführungen , 

• Übersteige,  „Boardwalks“, Sicherungen, Geländer

Ebenso bei:

• Erholungseinrichtungen, Spielplätze 

• Aussichtstürme
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10. Waldränder entlang einer Bebauung

Für Waldränder entlang einer Bebauung gibt es bislang keine 
Rechtsprechung, die für den Waldbesitzer regelmäßige Kontrollen 
verlangt. 

Erfolgt z. B. durch Anwohner ein Hinweis auf einen gefährlichen Baum, 
so muss der Waldbesitzer dem Hinweis nachgehen und den 
betreffenden Baum auf Auffälligkeiten untersuchen. Bei einer Gefahr ist 
der Baum zurückzuschneiden oder zu fällen.

Bei neuerer Bebauung ist davon auszugehen, dass der 
Bebauungsabstand zum Waldrand (30 Meter) eingehalten ist. Bei älterer 
Bebauung ist dies unter Umständen nicht der Fall. Dies kann aber in der 
Regel nicht zu Lasten des Waldbesitzers gehen, da die Waldbestände oft 
älter als die Bebauung sind.

Quelle: Anna Sense, Sabine BachVerkehrssicherungspflicht im und am Wald 

http://www.waldwissen.net/waldwirtschaft/fuehrung/recht/sbs_verkehrssicherung/index_DE
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11. Verkehrssicherungspflicht in Bestattungswäldern

Der  Waldeigentümer hat im Bestattungswald eine erhöhte 
Verkehrssicherungspflicht. Sie ist am stärksten ausgeprägt beim 
einzelnen Urnenbaum, unter dem sich die Kunden und Besucher in 
ihrer Trauer am sichersten fühlen dürfen. 
Besondere Sicherheitsanforderungen ergeben sich auch im Rahmen 
der Bestattungen und von geführten Begehungen im 
Bestattungswald. 

Der Betreiber des Bestattungswaldes hat daneben eine eigene 
Verkehrssicherungspflicht, deren Umfang sich nach dem 
Vertrag mit dem Waldeigentümer richtet,

z.B. die FriedWald GmbH hat eigene Baumkontrolleure
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12. Anforderungen an die Baumkontrollen
  

Die Baumkontrolle als Regelkontrolle ist keine eingehende Untersuchung, sondern 
lediglich eine qualifizierte Sichtkontrolle, bei der weder Messtechnik, eine Leiter, eine 
Hubarbeitsbühne noch seilgestützte Klettertechnik zum Einsatz kommen (VTA stellt 

diese traditionelle Sichtkontrolle auf eine biomechanisch fundierte Grundlage und schafft 

Versagenskriterien)

Soweit qualifizierte Kontrollen erforderlich werden, müssen sie dem jeweils geltenden 
Stand des Wissens  und der Technik entsprechen.

➢SKT – Seilunterstützte Klettertechnik

.
➢Schallgeschwindigkeitsmessung

➢Resistographie

➢Fraktometrie
Abb. :Resistograph zur Bestimmung der Holzdichte; eine 
Bohrnadel wird in den Holzkörper getrieben. Die dabei 
auftretenden Bohrwiderstände werden kontinuierlich 
aufgezeichnet. Sie geben Aufschluss über die 
Holzbeschaffenheit (Foto: IML).
Quelle:: 
ttp://www.waldwissen.net/waldwirtschaft/fuehrung/recht/lwf_verkehrssicherung/index_
DE
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Weitere Rechtsprechung zur Verkehrssicherungspflicht 
 
OLG Hamm, Urteil v. 16.9.1999 - 6 U 103/99 
Leitsatz: 
Stürzt eine Pappel um, deren Standfestigkeit vom Grundstückseigentümer nicht hinreichend kontrolliert worden ist, und beschädigt sie ein Fahrzeug, dessen Eigentümer ein 
Teil des Grundstücks gepachtet hat, so können die Dauer der Verpachtung, die Übersichtlichkeit des Grundstücks und das Wohnen des Verpächters auf dem nicht 
verpachteten Grundstücksteil von Bedeutung für die Schadenersatzquote sein. 
Gründe: Das Gericht führte aus, der seitens des Klägers geltend gemachte Schadenersatzanspruch wegen eines durch eine umgestürzte Pappel beschädigten Wohnwagens ergebe sich 
aus §§ 823, 535, 581 BGB. Dieser habe sich jedoch gem. § 254 BGB einen Mitverschuldensanteil anrechnen zu lassen, da auch er die Anzeichen für die mangelnde Standsicherheit des 
später umgestürzten Baumes hätte erkennen können. Als Pächter wäre er nicht nur - neben dem Beklagten - ebenfalls für die Verkehrssicherheit des Grundstücks verantwortlich gewesen, 
sondern darüber hinaus im eigenen Interesse gehalten, seinen Wohnwagen keinen vermeidbaren Gefahren auszusetzen, mithin seinen Standort gewissenhaft zu überprüfen. Im Falle der 
Vermietung oder Verpachtung eines Grundstücks an einen Dritten hänge die Verteilung der Verantwortlichkeit zwischen Eigentümer und Pächter von den im Leitsatz genannten 
Umständen ab. 
 
OLG Koblenz, Urteil vom 02.03.1998, 12 U 246/97 
Leitsatz: 
Die Verkehrssicherungspflicht für Straßen und Parkplätze erfordert es nicht, unauffällige, gesunde, nur naturbedingt immer etwas bruchgefährdete Äste von Pappeln oder 
Kastanien zu stutzen oder den Bestand großer Bäume dieser Arten an Verkehrsflächen zu beseitigen.  
 
OLG Köln, Urteil v.23.1. 1998, 19 U 109/97 
Leitsatz:  
Kommt ein Mountainbiker auf einem Weg in der Nähe eines Jugendheimes zu Fall, weil ein Weidedraht, den ein Landwirt während des Viehtriebes gespannt hatte, noch in ca. 
1m Höhe quer über den Weg gespannt war, haftet der Landwirt unter dem Aspekt der Verkehrsicherungspflichtverletzung für dem materiellen und immateriellen Schaden. 
 
LG Hechinen, Urteil v. 27.6. 1997, 1 O 129/97 
Leitsatz: 
Außerhalb geschlossener Ortschaften besteht grundsätzlich keine Streupflicht, außer an besonders gefährlichen Stellen, wobei es auch insoweit auf die Verkehrswichtigkeit 
der Straße ankommt. 
 
OLG Düsseldorf, Urteil v. 4.12.1997, 18 U 35/97 
Leitsatz: 
Das Vorhanden sein von Glasscherben auf (Wald-)wegen stellt eine Verletzung der Verkehrssicherungspflicht nicht dar, wenn sich ein freilaufender Hund daran verletzt. 
 
OLG Karlsruhe, Urteil v. 21.4. 1995, 14 U 276/94 
Leitsatz: 
Dem Eigentümer eines Reitpferdes, das auf einem Wanderweg mit dem Rechten Hinterhuf in eine von einem Naturschutzbund angebrachte Krötenleitanlage gerät und sich 
hierbei verletzt, steht kein Schadensersatzanspruch gegen die Stadt zu. 
 
OLG Stuttgart, Urteil v. 19.9. 1988, 5 U 138/87 
Leitsatz: 
Eine Verkehrssicherungspflichtverletzung der Gemeinde liegt vor, wenn sie es unterläßt, bei einem im Wald gelegenen Pavillon, der üblicherweise von Wanderern bei Gewitter 
als Unterstand benutzt wird, der aber wegen dicht daneben stehender Bäume erhöht blitzschlaggefährdet ist, geeignete Maßnahmen zum Schutz vor Blitzschlag zu ergreifen. 
 
LG Heidelberg, Urteil v. 14.12. 1988 
Leitsatz: 
Der Straßenbaulastträger hat hinsichtlich eines unbefestigt durch Wald und Feld führenden Gemeinde-Verbindungs-Radweges keine besondere Verkehrssicherungspfl.icht 
OLG Düsseldorf, Urteil v. 13.8. 1982, 18 U 275/81 
Leitsatz: 
Bei einem im Wald im gewachsenen Boden verlaufenden Weg, verletzt der Träger der Verkehrssicherungspflicht seine Verpflichtung nicht, wenn er durch 
Auswaschungen entstandene, etwa 10 cm tiefe, vom Herbstlaub bedeckte Löcher nicht begradigt. 
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Gericht: OLG Stuttgart 4. Zivilsenat - Datum: 1. Oktober 2003
Eine Gemeinde verletzt ihre gegenüber einer Radfahrerin bestehenden VERKEHRSSICHERUNGSPFLICHTEN nicht, wenn sie einen Aufbruch im 
Fahrbahnbelag einer Gemeindestraße nicht schließt, der für einen Radfahrer bei der von ihm im Verkehr zu erwartenden Aufmerksamkeit so rechtzeitig 
erkennbar ist, dass er einen Unfall im Zusammenhang mit dieser Stelle vermeiden kann.

Gericht: OLG Celle 9. Zivilsenat - Datum: 28. Mai 2003
Entspricht ein Spielgerät (Innenlauftrommel), das in einem Freizeitpark aufgestellt ist, seiner Konstruktion nach - wie von einer Zertifizierungsstelle bescheinigt - 
den Sicherheitsstandards des GSG, spricht dies für die konstruktive Fehlerfreiheit sowie die Einhaltung der Verkehrspflichten des Parkbetreibers. Das bei der 
Benutzung gestürzte Unfallopfer muß einen dem zuwider behaupteten Konstruktionsmangel (fehlende Bremse, zu hohe Drehgeschwindigkeit) näher 
substantiieren.

Gericht: BGH 6. Zivilsenat - Datum: 29. April 2003
Der für den Bereich eines im Allgäu gelegenen Bahnhofs VERKEHRSSICHERUNGSPFLICHTIGE muß Streugut (Splitt), welches Ende Januar wegen der 
winterlichen Witterung auf dem Zuweg zu einem Bahnsteig aufgebracht wurde, nicht zeitnah nach Beruhigung der winterlichen Wetterlage entfernen, wenn 
jederzeit erneut mit Schneefall oder Glatteis gerechnet werden muß.

Gericht: AG Bad Homburg - Datum: 25. April 2003
1. Auch während eines Urlaubs gehört die Gefahr, bei einer sportlichen Betätigung verletzt zu werden, zum allgemeinen Lebensrisiko.
2. Ein Reiseveranstalter hat keine VERKEHRSSICHERUNGSPFLICHT dahin, dass das (hotelzugehörige) Spielfeld, auf dem Strand-Volleyball gespielt wird, 
vollkommen steinfrei gehalten wird.
3. Wenn sich ein Reisender beim Spielen von Strand-Volleyball an einem scharfkantigen Stein die Fußsohle aufreißt, haftet der Reiseveranstalter daher nicht auf 
Schadenersatz (hier: Schmerzensgeld) und Reisepreisminderung.

Gericht: BGH 5. Zivilsenat - Datum: 21. März 2003
Unterhält der Eigentümer auf seinem Grundstück einen Baum, der allein infolge seines Alters auf das Nachbargrundstück stürzen kann, so ist er Störer im Sinne 
des § 1004 Abs. 1 BGB.

Gericht: OLG Rostock 1. Zivilsenat - Datum: 6. März 2003
1. Die VERKEHRSSICHERUNGSPFLICHT über einen kommunalen Friedhof ist eine allgemeine und deshalb privatrechtlich zu beurteilen. Der Amtshaftung nach 
§ 839 BGB unterliegt sie nur, wenn sie durch oder aufgrund Gesetzes ausdrücklich zu einer Amtspflicht in Ausübung hoheitlicher Tätigkeit erhoben wird.
2. Die Sicherungspflicht des Friedhofträgers besteht bei Grabsteinen gleichrangig neben der des Grabstelleninhabers. Daran ändert nichts die subsidiäre Haftung 
des Grundstücksbesitzers aus § 836 BGB gegenüber der des Gebäudebesitzers nach § 837 BGB.
3. Grabsteine müssen alljährlich nach Ende der winterlichen Witterung - bis zur Karwoche - auf ihre Standsicherheit überprüft werden (sog. Rüttelprobe).
4. Eine Gemeinde kann nicht wirksam gegenüber jedermann durch Ortssatzung ihre Haftung als Friedofsträger auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit 
beschränken. Gegenüber Friedhofsbesuchern, die zu ihr in keinem Sonderrechtsverhältnis stehen, ist ein solche Haftungsbeschränkung nichtig.

Gericht: OLG Hamm 9. Zivilsenat - Datum: 4. Februar 2003
Die zur Erfüllung der VERKEHRSSICHERUNGSPFLICHT erforderliche fachmännische Baumkontrolle dient dem Schutz des Verkehrs vor Astbruch und 
Windwurf. Die Haftung des VERKEHRSSICHERUNGSPFLICHTIGEN ist nicht davon abhängig, dass ein bestimmtes Schadensbild eines Baumes, das 
Veranlassung zur genaueren Untersuchung gegeben hätte, für den Schaden eines Dritten (hier: Fahrzeugschaden durch Astabbruch) ursächlich geworden ist; 
die Haftung aus VERKEHRSSICHERUNGSPFLICHTVERLETZUNG ist vielmehr auch dann zu bejahen, wenn die konkrete Ursache des Astabbruches nicht 
festgestellt werden kann, das Bruchrisiko aber bei der fachmännischen Untersuchung deutlich geworden und deshalb zu beseitigen gewesen wäre.
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Abschließende Fälle:
Während einer waldpädagogischen Lehrveranstaltung mit einer 3. GS- Klasse geschieht Folgendes:

>> Abw.: Lehrer sieht es, greift aber nicht 
ein
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